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Drucksache VI/1156 


Sachgebiet 612 


Vorbiatt 


Neunte Änderung des Tabaksteuergesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Tabaksteuergesetz gewährt eine Steuerermäßigung bei Ver- 
wertung deutschen Tabaks. Nach Wirksamwerden der EWG- 
Tabakmarktordnung wird die Verwertung des in der Gemein- 
schaft erzeugten Tabaks durch Prämien begünstigt. Dadurch 
entstünde eine Doppelbegünstigung. 


B. Lösung 

Die steuerliche Vergünstigung soll aufgehoben werden, so daß 
ab der Ernte 1970 nur noch Prämien gewährt werden. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 

Erhöhung des Steueraufkommens aus der Tabaksteuer. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. September 1970 

1/4 (IV/5) — 52310 — Ta 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
21. August 1970 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden, 
weil eine zweifache Begünstigung von Tabakerzeugnissen — 
einerseits ermäßigter nationaler Tabaksteuersatz, andererseits 
Gewährung einer Prämie auf Grund des EWG-Rechts — ver- 
hindert werden soll. 

Die Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nach- 
' gereicht werden. 


Brandt 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das Ko- 
stenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 3 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Abteilung B Buchstabe a erhält der Satzteil 
„Zigaretten mit mindestens 50 vom Hundert 
Tabak, der im Erhebungsgebiet geerntet ist" 
die folgende Fassung: 

„Zigaretten mit mindestens 50 vom Hundert 
Tabak, der vor dem Jahre 1970 im Erhe- 
bungsgebiet geerntet worden ist". 

b) In Abteilung C Buchstabe a erhält der Satz- 
teil „Feinschnitt mit mindestens 20 vom Hun- 
dert Tabak, der im Erhebungsgebiet geerntet 
ist" die folgende Fassung: 

„Feinschnitt mit mindestens 20 vom Hundert 
Tabak, der vor dem Jahre 1970 im Erhe- 
bungsgebiet geerntet worden ist". 

2. Dem § 10 Abs. 3 wird der folgende Satz 3 ange- 
fügt: 

„Zahlungsaufschub ist unzulässig." 

3. Die Überschrift vor § 12 erhält die folgende Fas- 
sung: 

,,c) Steuerzeichenschuld". 


4. § 12 erhält die folgende Fassung: 

„§ 12 

(1) Mit dem Bezug der Steuerzeichen wird der 
Bezieher verpflichtet, die Steuerzeichen zu be- 
zahlen (Steuerzeichenschuld). Die Schuld bemißt 
sich nach dem Steuerwert der Steuerzeichen. 
Werden die Steuerzeichen dem Bezieher auf dem 
Post- oder Bahnweg übersandt, so gilt als Tag 
des Bezugs der zweite Werktag nach Aufgabe 
der Sendung. 

(2) Die Steuerzeichenschuld wird fällig 

1. für die bis zum 15. Tage eines Monats bezo- 
genen Steuerzeichen am 12. Tage des näch- 
sten Monats, für die vom 1. bis 15. Dezember 
bezogenen Zigarettensteuerzeichen jedoch am 
27. Dezember, 

2. für die nach dem 15. Tage eines Monats be- 
zogenen Steuerzeichen am 27. Tage des näch- 
sten Monats. 

§ 101 der Reichsabgabenordnung bleibt unbe- 
rührt. Stundung und Zahlungsaufschub sind un- 
zulässig." 

5. § 101 wird aufgehoben. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Tabaksteuersätze für Zigaretten mit mindestens 
50 v. H. und für Feinschnitt mit mindestens 20 v. H. 
inländischem (im Erhebungsgebiet geerntetem) Ta- 
bak sind niedriger als für Zigaretten und Feinschnitt 
ohne bestimmte Anteile an inländischem Rohtabak. 
Die Steuerbegünstigung soll den Absatz von In- 
landtabak fördern. 

Nach der EWG-Verordnung Nr. 727 über die Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Rohtabak vom 21. April 1970 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 94 vom 28. April 
1970) wird Personen, die Rohtabak unmittelbar von 
einem Erzeuger der Gemeinschaft kaufen, eine Prä- 
mie gezahlt. Sie soll den Absatz des in der Ge- 
meinschaft gewonnenen Tabaks gewährleisten. Die 
Prämie wird erstmals für Rohtabak der Ernte 1970 
gezahlt. Zigaretten und Feinschnitt, die inländischen 
Rohtabak der Ernte 1970 enthalten, müssen von der 
Steuerbegünstigung ausgeschlossen werden, weil 
sie sonst zweifach begünstigt wären. 

Heißluftgetrockneter inländischer Tabak der Ernte 
1970 (Sorte Virgin SCR — 10 v. H. der Gesamternte) 
kann bereits ab Ende September 1970 zu Tabak- 
erzeugnissen verarbeitet werden, sonstiger inländi- 
scher Tabak der Ernte 1970 ab Ende Dezember 1970. 
Um zu verhindern, daß die zweifache Begünstigung 
in Anspruch genommen wird, muß die Gesetzes- 
änderung sobald wie möglich in Kraft treten. 

Der Verband der Zigarettenindustrie und der Ver- 
band der deutschen Rauchtabakindustrie haben 
keine Einwendungen erhoben. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift, daß Zahlungsaufschub in den Fällen 
des § 10 Abs. 3 TabStG unzulässig ist, ist schon in 
§ 12 Satz 3 TabStG enthalten. § 12 in der Fassung 
des Artikels 1 soll jedoch nur noch die Steuerzei- 
chenschuld zum Gegenstand haben (vgl. Nummer 4). 
Deshalb muß die Vorschrift in § 10 Abs. 3 eingefügt 
werden, wo sie systematisch an richtiger Stelle 
steht. 

Die Stundung soll in den Fällen des § 10 Abs, 3 
nicht mehr gesetzlich ausgeschlossen sein, weil in 
der Praxis in diesen Fällen oft ein Bedürfnis für 
Stundung der Tabaksteuer besteht. 

Zu Nummer 3 

§ 12 in der Fassung nach Artikel 1 hat nur noch die 
Steuerzeichenschuld zum Gegenstand. Die Über- 
schrift soll dem angepaßt werden. 

Zu Nummer 4 

Zur Schließung der Deckungslücke des Bundes- 
haushalts durch Mehreinnahmen sind die Zahlungs- 
fristen für Zölle und einige Verbrauchsteuern durch 


das Steueränderungsgesetz 1967 vom 29. März 1967 
(BGBl. I S. 385) verkürzt worden. Für die Tabak- 
steuer sah das Gesetz (Artikel 1 Nr. 2) eine Sonder- 
regelung in § 101 TabStG vor. Danach war der 
Steuerwert der Zigarettensteuerzeichen, die in der 
ersten Hälfte der Monate Dezember der Jahre 1967, 
1968 und 1969 bezogen werden, abweichend von den 
Zahlungsfristen des § 12 TabStG jeweils bis zum 
27. desselben Monats statt bis zum 12. Januar des 
jeweils nächsten Jahres zu entrichten. 

Aufgrund des § 101 TabStG sind im Dezember 1969 
an Tabaksteuer 295,7 Millionen DM vorfristig ge- 
zahlt worden. Die Befristung der Zahlungsrege- 
lung des § 101 TabStG würde im Rechnungsjahr 
1970 zu einem Einnahmeausfall in etwa gleicher 
Höhe führen. Dem soll dadurch begegnet werden, 
daß die Befristung dieser Zahlungsregelung auf- 
gehoben wird. 

Der Verband der Zigarettenindustrie hat sein Ein- 
verständnis erklärt. 

Bei dem Einnahmeansatz für den Bundeshaushalt 
1970 und bei der mittelfristigen Finanzplanung ist 
davon ausgegangen worden, daß die vorgesehene 
Gesetzesänderung rechtzeitig in Kraft tritt. 

Die nicht mehr befristete Regelung der Fälligkeit 
der Schuld für Zigarettensteuerzeichen soll aus 
rechtssystematischen Gründen in § 12 TabStG auf- 
genommen werden, der die Fälligkeit der Steuer- 
zeichenschuld allgemein und für alle Steuerzeichen 
regelt. 

Durch die Gliederung in zwei Absätze soll § 12 
TabStG übersichtlicher gestaltet werden: 

1. Absatz 1 enthält in Satz 1 und 2 die — bisher 
fehlende — Begriffsbestimmung der Steuerzei- 
chenschuld, in Satz 3 — den Bedürfnissen der 
Praxis Rechnung tragend — die Fiktion des Ta- 
ges des Bezugs von Steuerzeichen, die auf dem 
Post- oder Bahnweg übersandt werden. 

2. Absatz 2 regelt die Fälligkeit der Steuerzeichen- 
schuld und berücksichtigt dabei, daß der Inhalt 
des bisherigen § 101 TabStG nunmehr unbe- 
fristet gelten soll. Die Fälligkeitstermine bleiben 
im übrigen unverändert. Die Worte „Hälfte 
eines Monats" sollen durch die Worte „15. Tage 
eines Monats" ersetzt werden, um Auslegungs- 
zweifel zu beseitigen. 

Zu Nummer 5 
Folgt aus Nummer 4. 

Zu Artikel 2 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Der Artikel bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens. 
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